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Satzung 

über eine Veränderungssperre nach § 14 BauGB 

für den Bebauungsplan „Freiburger Straße – Süd“ 

 

 

 

§ 1 

Anordnung der Veränderungssperre 

 

Zur Sicherung der Planung im künftigen Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Freiburger Stra-

ße – Süd“ wird eine Veränderungssperre angeordnet.  

 

§ 2 

Räumlicher Geltungsbereich 

 

(1)  Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungssperre ist begrenzt im Norden durch den 

Weg oberhalb des Geländes der WLZ, die Wohnbebauung entlang der Fabrikstraße, im Osten 

durch die Rißstraße, im Süden durch die Ulmer Straße und im Westen durch das Bahnhofsge-

lände.  

(2) Der genaue Geltungsbereich mit flurstücksgenauer Abgrenzung ist im Lageplan des 

Stadtplanungsamtes, Plan Nr. 00-46 vom 16.05.2000 dargestellt, der als Anlage Bestandteil 

der Satzung ist.  

 

§ 3 

Inhalt und Rechtswirkungen 

 

(1) Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungssperre dürfen: 

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht besei-

tigt werden; 

2. keine erheblichen oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken und 

baulichen Anlagen, deren Veränderung nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzei-

genpflichtig ist, vorgenommen werden. 

(2) Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich genehmigt wor-

den sind, Vorhaben, von denen die Gemeinde nach Maßgabe des Bauordnungsrechts Kennt-

nis erlangt hat und mit deren Ausführung vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre 

hätte begonnen werden dürfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bis-

her ausgeübten Nutzung werden von der Veränderungssperre nicht berührt.  
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(3) In Anwendung von § 14 Abs. 2 BauGB kann von der Veränderungssperre eine Ausnahme zu-

gelassen werden, wenn keine überwiegenden öffentlichen Belange entgegenstehen. Die Ent-

scheidung hierüber trifft die Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde. 

 

§ 4 

Inkrafttreten und Geltungsdauer 

 

(1)  Die Satzung über die Veränderungssperre tritt am Tage der ortsüblichen Bekanntmachung in 

Kraft. 

(2) Die Veränderungssperre tritt nach Ablauf von zwei Jahren außer Kraft. Sie tritt auch außer 

Kraft, sobald und soweit ein Bebauungsplan für den Geltungsbereich dieser Satzung rechts-

verbindlich geworden ist. 

(3) Im übrigen ist die Geltungsdauer gem. § 17 BauGB maßgebend. 

 

Biberach, ………………………. 

 

 

 
C. Kuhlmann 
Bürgermeister 
 
 
 
 


